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VON JULIAHAHN-KLOSE

Düsseldorf. NRW-Schulminis-
terin Dorothee Feller hat im
Schulausschuss des Landtags
am Mittwoch erste Konsequen-
zen nach der Download-Panne
bei den Abiturklausuren Mitte
April angekündigt: Demnach
sollen die Schulen die Klausu-
renkünftig bereits drei Tage vor
den Abiturprüfungen herunter-
laden können, sagte die CDU-
Politikerin.„Wir glauben, durch
dieses Entzerren haben wir
mehr Ruhe in das System ge-
bracht“, sagte Feller.
Die Öffnung der Aufgaben

sollweiterhinerstamMittagvor
Prüfungstag möglich sein.
Dann stelle das Ministerium ei-
nen zusätzlichen Freigabe-
schlüsselzurVerfügung.„Durch
den längeren Zeitraum zwi-
schen dem Download und der
Prüfung erhalten wir deutlich
mehr Zeit im Fall einer Störung
zur Aktivierung eines Notfall-
systems“, sagte Feller im Aus-
schuss. Das Schulministerium
werde im Fall erneuter Proble-

me einen Stab für außerge-
wöhnliche Ereignisse aktivie-
ren, unter Einbindung des Lan-
desschulinstituts Qualis.
„Hundertprozentige Fehler-

losigkeit wird kaum umsetzbar
seinangesichtsdesUmfangsder
Prüfungsunterlagen“, sagte
Feller. In der Landespressekon-
ferenz bestätigte sie anschlie-
ßend, am Qualis festzuhalten,
auch an dessen Sitz in Soest.
Zudemwerde das technische

Verfahren zur Verteilung der
Klausuren im Sommer neu aus-
geschrieben, da der Vertrag mit
dem aktuellen Dienstleister re-
gulär ende. Die Ministerin
schloss nicht aus, dass das Un-
ternehmen, sollte es die neuen
Bedingungen der Ausschrei-
bung erfüllen, wieder ausge-
wählt wird. In die Ausschrei-
bungwerde die Forderung nach
einer möglichen höheren An-
zahl paralleler Nutzungszugrif-
fe sowie nach mehr Kapazität
fürhöhereDatenmengenaufge-
nommen.Die ServerwarenMit-
te April am Tag vor den Abitur-

prüfungenüberlastet,was letzt-
endlich zur Verschiebung ge-
führt hatte. Videodateien für
Übungen zum Hörverständnis,
die in diesem Jahr ebenfalls ei-
nen der Gründe für die Panne
darstellten, gebe es in Zukunft
häufiger, sagte Feller.

Kompetenzzentrumgeplant
Einen angekündigten Prüfbe-
richt zudendarüber hinaus gra-
vierenden IT-Schwachstellen
der Server von Qualis wird das
Schulministerium den Aus-
schussmitgliedern „nur zum
Dienstgebrauch“ vorlegen.
Nach der Abitur-Panne hatte
einHacker einDatenleck aufge-
deckt: Tausende teils persönli-
che Daten von Lehrerinnen und

Lehrern standen ungeschützt
im Internet. Aufgrund der im
Prüfbericht enthaltenen Emp-
fehlungen für den zukünftigen
Aufbau der IT-Sicherheit bei
QualiswolleFellerdieErgebnis-
se der externen Prüfung nicht
für die Öffentlichkeit zugäng-
lichmachen.
Im Ministerium ist ein Kom-

petenzzentrum zu IT-Sicher-
heitbeimQualis inPlanung,mit
einem zentralen Ansprechpart-
ner fürWeb-Anwendungen.Das
Zentrum soll die Einhaltung
technischer Standards kontrol-
lieren. Auch würden Hackeran-
griffe in sogenannten Penetra-
tionstests simuliert, um in Zu-
kunft Schwachstellen selbst zu
erkennen.

Die Ministerin ging auch auf
einen Antrag von SPD und FDP
ein, der ihr Wissen über zwei
Schreiben von Qualis aus dem
Herbst hinterfragte. Nach Re-
cherchendesWDRhattedasMi-
nisteriumbereits im September
2022 Informationen über Si-
cherheitsrisikenaufdenQualis-
Servernerhalten. Feller erklärte
nun, die zitierten internen
Schreiben bezögen sich auf die
Internetseite von Qualis, des-
sen Managementsystem keine
Updates mehr herausgibt, und
nicht auf dieWebanwendungen
auf den IT-Servern, bei denen
die Schwachstellen auftraten.
Die Informationen seien ledig-
licheineBegründungfürdieAn-
meldung von Haushaltsmitteln
für eine Erneuerung des Inter-
netauftritts, so Feller: „Es gab
keinen Anlass, mich über die
Schreiben zu informieren.“
Franziska Müller-Rech,

schulpolitische Sprecherin der
FDP-Fraktion, widersprach Fel-
lersDarstellung, dieDownload-
Panne und die Sicherheitslü-
cken seien kein zusammenhän-
gendes Thema. „Wenn man
hört,dassesschonineinemSys-
tem diese Probleme gibt, hätte
ich erwartet, dass man weiter-
sucht“, sagte sie im Ausschuss
zum Umgang von Qualis und
dem Ministerium mit den im
Schreiben formulierten mögli-
chenSicherheitsrisikenderaus-
bleibenden Updates für die In-
ternetseiten. Sie stellte die
Kommunikationsstruktur des
Schulministeriums grundsätz-
lich infrage: „War die Hausspit-
ze wirklich völlig ahnungslos?“

SPD spricht von Lüge
Noch deutlich schärfere Kritik
formulierte Dilek Engin. Die
schulpolitische Sprecherin der
SPDwarfderMinisterinvor,von
den Schwachstellen gewusst
und gelogen zu haben. Es sei
kaum vorstellbar, dass die IT-
Probleme bei Qualis in Gesprä-
chen mit dem Ministerium nie
Thema gewesen seien. Die Mi-
nisterinwies dieAnschuldigun-
gen entschieden zurück.
Staatssekretär Urban Mauer

gab ebenfalls an, in seinemmo-
natlichen Jour fixe mit Qualis-
Leiter Rüdiger Käuser nicht
über Sicherheitslücken infor-
miert worden zu sein. Engin
hieltanderRelevanzderSchrei-
ben fest: „Hätte man sich des
Problems angenommen, hätte
man bestenfalls auch realisie-
ren können, dass das gesamte
System der Web-Angebote von
Qualis betroffen ist.“

Schulministerin Dorothee Feller amMittwoch in Düsseldorf

” Wir glauben,
dadurch haben wir
mehr Ruhe in das
System gebracht
Schulministerin
Dorothee Feller (CDU)

VON LENAHEISING

Düsseldorf. Der Gesundheits-
ausschuss des Landtags hat am
Mittwoch über Entschädigun-
gen für Opfer der Missbrauchs-
fälle im Bielefelder Klinikum
Bethel diskutiert. Anlasswar die
Klage einer Betroffenen, die im
Krankenhaus von einem Assis-
tenzarzt betäubt und vergewal-
tigt wurde. Sie leidet heute an
derselben Geschlechtskrank-
heit, die auchbei demTäter fest-
gestellt wurde. Weil die Staats-
anwaltschaft Bielefeld sich da-
gegen entschieden hatte, Opfer
über die Taten zu informieren,
fordert die Betroffene nun
Schmerzensgeld. Die FDP-Frak-
tionhatteeinenBerichtderLan-
desregierung gefordert.
Ein Vertreter des Gesund-

heitsministeriums bezog sich in
seinem Bericht auf Entschädi-
gungszahlungen, die Opfer be-
reits von der Stiftung Bethel er-
halten haben. Zudem lägen
durch die Vergewaltigungen
„Grundvoraussetzungen laut
dem Opferentschädigungsge-
setz“ vor.
Die FDP-Abgeordnete Susan-

ne Schneider kritisierte den
Schwerpunkt des Berichtes: Das
Opferhabe schließlichnichtwe-
gen der Vergewaltigung geklagt,
sondern weil die Staatsanwalt-
schaft sie über
die Tat und die
Geschlechts-
krankheit im
Unklaren ließ.
„Ich finde es
unfassbar,dass
die Frau erst
einmal nicht
informiert
wurde. Ob-
wohl die Filme
der Vergewal-
tigung vorla-
gen, obwohl
die Filme na-
mentlich do-
kumentiert
waren“, so
Schneider.
„Dassman die-
se Klage jetzt
abweist mit
dem Hinweis,
die Frau könn-
te sich die In-
fektionjasonst
wo eingefan-
gen haben, fin-
de ich wirklich unterirdisch. So
geht manmit Frauen nicht um.“
Die Generalstaatsanwalt-

schaft Düsseldorf hatte zuvor
Zweifel an der Berechtigung der
Schadenersatzforderung ausge-
drückt. Es fehlten Nachweise,
dass die Zysten und die Wuche-
rung der Betroffenen Jasmin
Mahler (Name geändert) nicht
entstanden wären, wenn sie
rechtzeitig über die bakterielle
Geschlechtskrankheit infor-
miert worden wäre. Außerdem
sei nicht nachgewiesen, dass die
ZystendirektdurchdieInfektion
ausgelöst wurden und es tat-
sächlich der Täter war, der sie
mit der Krankheit ansteckte.
Mahler bezeichnet die Argu-

mentation der Generalstaatsan-
waltschaft gegenüber dem„Köl-
ner Stadt-Anzeiger“ als „verbale
Klatsche“. „Man fühlt sich nach
dieser Tat nicht nur emotional
schlecht, sondern auch körper-
lich dreckig.“ Die Forderung der

Generalstaatsanwaltschaft,
Mahler müsse nachweisen, sich
nichtbei anderenSexualkontak-
ten angesteckt zu haben, habe
sie schockiert. „Mein erster Ge-
danke war: Was denken die von
mir?“,soMahler.„Ichhattewäh-
rend meinem Krankenhausauf-
enthalt keinen Partner. Vorher
hatte ich keine Beschwerden.
Trotzdem soll ich etwas bewei-
sen, was ich gar nicht beweisen
kann.“ Sollte ihre Forderung ab-
gelehnt werden, will sie gegen
die Entscheidung rechtlich vor-
gehen.
Auch Mahlers Anwältin Ste-

fanie Höke, die mehrere Opfer
vertritt, kritisiert das Vorgehen
der Generalstaatsanwaltschaft.
„Wir haben über ein Jahr gefor-
dert, dass die Frauen informiert
werden.Da istmeinesErachtens
vollkommen klar, dass Schmer-
zensgeldanspruch besteht.“ Die
Staatsanwaltschafthabe immer-
hineinenParagrafenübersehen,
laut dem Opfer zu informieren
seien. Das Land müsse Verant-
wortung für dasHandeln der da-
mals zuständigen Staatsanwalt-
schaft Bielefeld übernehmen.
„Ich erwarte durch die Themati-
sierung im Ausschuss, dass man
hierunbürokratischvorgehtund
die Opfer nicht ein weiteres Mal
zu Opfernmacht.“
JasminMahler lag imDezem-

ber 2019 we-
gen einer halb-
seitigen Ge-
sichtslähmung
und hohen
Entzündungs-
werten im
Hirnwasserauf
der Neurologie
des Klinikums
Bethel. Dort
wurde sie
mehrfach von
dem Assis-
tenzarzt Phil-
ipp G. betäubt
und vergewal-
tigt. Insgesamt
verging sich G.
im Kranken-
haus an min-
destens 32
Frauen.
Zwei Tage

nach seiner
Festnahme im
September
2020 beging G.
Suizid. Die

Staatsanwaltschaft Bielefeld
stellte wenig später Verfahren
gegen seine Vorgesetzten ein,
ohne die betroffenen Frauen zu
informieren. Das geschah erst
im Januar 2022, nachdem die
StaatsanwaltschaftDuisburgdie
Ermittlungenübernommenhat-
te. Dutzende Frauen erstatteten
Anzeige gegen G.s Vorgesetzte.
Jasmin Mahler und eine wei-

tere Betroffene zeigten auch die
Staatsanwaltschaft Bielefeld an;
Sie leiden an denselben bakte-
riellen Infektionskrankheiten,
die auch bei der Obduktion von
Philipp G. festgestellt wurde.
Kurz nach ihrem Krankenhaus-
aufenthalt erkrankte Mahler an
schweren Entzündungen, die
mutmaßlich durch die Ge-
schlechtskrankheiten ausgelöst
wurden.Erstalssieüber ihreAn-
wältin von den Krankheiten des
Täters erfuhr, konnten Ärzte ih-
re Beschwerden behandeln, so
Mahler.

” Mein erster
Gedanke war:
Was denken die
vonmir?
Opfer JasminMahler über
die Einwände der General-
staatsanwaltschaft

JasminMahler

Düsseldorf. Ehepaare, die sich
im vergangenen Jahr in Nord-
rhein-Westfalen scheiden lie-
ßen, waren zuvor im Durch-
schnitt 15,3 Jahre verheiratet.
Damit hat der sogenannte Bund
fürs Leben immerhin etwas län-
ger gehalten als zehn Jahre zu-
vor, als die Paare es bis zur
Scheidung auf 14,6 Jahre brach-
ten, wie das Statistische Lan-
desamt IT.NRW am Mittwoch
mitteilte.
Die meisten Scheidungen er-

folgten allerdings schon nach
sechs Ehejahren. Der Anteil lag
hier2022bei5,3Prozent.Einige

wenige Paare ließen sich sogar
nach 50 und mehr Ehejahren
scheiden–dasMaximumlagbei
65 Ehejahren.

Diemeisten Scheidungen erfolgten nach sechs Ehejahren.

Insgesamt wurden im ver-
gangenen Jahr 30448 Ehen in
NRWgeschieden. Daswaren 4,5
Prozent weniger als 2021 und

sogar fast 30 Prozent weniger
als zehn Jahre zuvor. Von den
Scheidungen im vergangenen
Jahrwarenzudem27871Kinder
betroffen.
Bei gut der Hälfte der Tren-

nungen–52,2Prozent–gingdie
InitiativevondenFrauenaus. In
5,5 Prozent der Scheidungsfälle
stelltendieEheleutedenAntrag
gemeinsam, in 42 Prozent wa-
ren es die Ehemänner. Seit 2019
werden Scheidungen gleichge-
schlechtlicher Paare statistisch
erfasst: Im Jahr 2022 waren es
246 Paare, etwas mehr als 2021
mit 233 Paaren. (dpa)

Konsequenzen nach Abi-Panne
Schulministerin kündigtmehr Vorlauf für Download der Klausuren an

„So geht man nicht
mit Frauen um“
Debatte imLandtag überEntschädigung
fürVergewaltigungsopfer ausKlinikum

30448 Ehen in NRW geschieden
Rückgang um4,5 Prozent – Paare waren im Schnitt 15,3 Jahre verheiratet
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